
7

WirtschaftDienstag, 27. Juni 2023

Teilzeit hat es in Männerberufen schwer
Viele Firmen begrüssen die Vorteile der Teilzeitarbeit – doch oft nur, solange die Angestelltenmindestens 80 Prozent arbeiten.

Ann-Kathrin Amstutz

Wie offen sind Schweizer KMU
für Teilzeitarbeit? Eine Sozial-
arbeiterin solltewenigProbleme
haben, eine 50-Prozent-Stelle
zu finden. Doch für einen Bau-
arbeiter wird das ziemlich
schwierig. Zu diesem Schluss
kommteineneueArbeitsmarkt-
studie, die der Versicherungs-
konzern AXA mit dem For-
schungsinstitut Sotomo durch-
geführt hat. Dazu wurden 301
KMU aus der deutsch- und der
französischsprachigen Schweiz
befragt.EinederHaupterkennt-
nisse ausder Studie ist: Eshängt
mitunter von Geschlechterste-
reotypenab,wiepositivund rea-
listisch Firmen die Möglichkeit
für Teilzeitarbeit einschätzen.

Doch von Anfang an. Der
Arbeitsmarkt befindet sich im
Umbruch.DieZahlderneuPen-
sioniertenhat erstmals dieZahl
jener überschritten, die neu in
denArbeitsmarkt eintreten.Die
Folge ist ein gravierender Fach-
kräftemangel. Das verschafft
den Arbeitnehmenden eine
Position der Stärke: Die Unter-
nehmen müssen mehr Rück-
sicht nehmen auf ihre Bedürf-
nisse. Ein wichtiges Bedürfnis
ist dieOptionaufTeilzeitarbeit.
Das haben die Schweizer KMU
akzeptiert – undsehendarin laut
der Studie auch Vorteile. Dem-
nach sehen neun von zehn Fir-
men einen Nutzen in einem
80-Prozent-Pensumgegenüber
einer Vollzeitanstellung. Insbe-
sondere die bessereWork-Life-
Balance, die Vereinbarkeit von
BerufundFamilie sowiedieMo-
tivation der Angestellten wer-
den von den Firmen positiv be-
urteilt. Denn es kämpfen auch
zwei Drittel der KMU mit Aus-
fällen aufgrund psychischer Er-
krankungen, was «in der Regel
zu einer spürbaren Belastung»
führe.

Ausgeprägter
Gendergraben
Doch Teilzeit ist nicht gleich
Teilzeit. Wenn es um tiefere

Pensen geht, nimmt die Akzep-
tanzderTeilzeitarbeit ab.Dabei
gibt es bedeutende Unterschie-
de jenachGrössederFirmaund
nach Branche, in der das KMU

tätig ist. Im Finanz- und Versi-
cherungswesen, inder IT-Bran-
che, im Handel und im Bauge-
werbe geben die Firmen an, die
Angestellten müssten mindes-

tens 80 Prozent arbeiten, um
ihre Aufgaben und Pflichten
«vollumfänglich erfüllen zu
können». Einen deutlich tiefe-
renWertnennenFirmen,die im
Detailhandel, Erziehungs- und
Unterrichtswesen sowie imGe-
sundheits- und Sozialwesen tä-
tig sind: Dort wird das notwen-
dige Mindestpensum mit 50
Prozent angegeben. Es ist ein
ausgeprägter Gendergraben: In
typischerweise männerdomi-
niertenBerufenwerdenvonden
Firmen höhere Pensen gefor-
dert als in den klassischen
«Frauenberufen».

Politologe Michael Her-
mann, Geschäftsführer von So-
tomo, erklärt dies folgender-
massen: «Die anhaltende Rol-
lenverteilungderHaushalts-und
Erziehungsarbeit führt dazu,
dass Teilzeitarbeit in typischen
Frauenberufen verbreitet und
institutionalisiert ist.»Dagegen

sei dieMöglichkeit in typischen
Männerberufennachwievorbe-
schränkt. «Man kann sich fra-
gen,wie sehrdiesmit derTätig-
keit an sich zu tun hat und wie
sehrmit denRollenbildern», so
Hermann.

Dies legen auch die Gründe
nahe,welchedieFirmen fürdas
notwendige Mindestpensum
nennen.Firmen,diemindestens
60- oder 80-Prozent-Pensen
fordern, begründendies primär
mit der Erwartung der Kund-
schaft. Diese wünsche eine hö-
herePräsenzzeit. LautHermann
hat dies«vielmit gesellschaftli-
chen Vorstellungen zu tun».

Bei niedrigen Pensen unter
40 Prozent steigt für die Unter-
nehmen der Planungs- und Ko-
ordinationsaufwand. Dies wird
als Hauptgrund gegen niedrige
Penseneingewendet.Deradmi-
nistrative Mehraufwand wiegt
schwerer in kleinen KMU mit

weniger als zehn Mitarbeiten-
den. Dies dürfte mit ein Grund
sein,warumsieeinMindestpen-
sum von 80 Prozent erwarten.
BeimittlerenundgrossenKMU
wird auch ein Pensum von 60
Prozent als akzeptabel einge-
stuft. Nicht nur um Teilzeit-
arbeit, sondern auch um die
Viertagewoche ist eine gesell-
schaftliche Debatte entbrannt.
Doch diese hat bei den Schwei-
zer KMUeinen schweren Stand
– schwerer noch als vor einem
Jahr: Laut der Studie ist der An-
teil KMU, welche die Einfüh-
rung einer allgemeinen Vierta-
gewoche befürworten, von 39
auf 31 Prozent gesunken.

Viertagewoche:Weniger
Arbeit zugleichemLohn?
LautdenStudienverfasserinnen
und -verfassern dürfte dies mit
dermedialen Berichterstattung
zusammenhängen. Die Vierta-
gewoche sei gepriesen worden
–als idealesMittel zurVerbesse-
rung der Vereinbarkeit und da-
mit zur Bekämpfung des Fach-
kräftemangels, aber auch als
BeitraggegendenKlimawandel.
Diese sehr positive Darstellung
habe offenbar die Skepsis unter
den Firmen geschürt. Fast die
Hälfte der KMU lehnt die Vier-
tagewoche eher ab. Etwas ge-
sunken ist jedoch derAnteil der
KMU, welche die Viertagewo-
che stark ablehnen.

Was die ganze Diskussion
erschwert: Laut der Studie
herrschtwenigKlarheit darüber,
was die Einführung einer Vier-
tagewochegenaubedeutenwür-
de.Nur eineMinderheit derBe-
fragten, nämlich 39 Prozent,
versteht darunter eine Reduk-
tionderArbeitszeit bei gleichem
Lohn. 32 Prozent der Befragten
gehen stattdessen davon aus,
dass in einerViertagewochedie
gleiche Stundenzahl geleistet
wird, einfach verteilt auf vier
statt auf fünf Tage. Weitere 30
Prozent denken, dass zwar we-
niger Stunden gearbeitet wer-
den, zugleich aber auch der
Lohn sinkt.

Hoher Männeranteil, hohe Pensen: In männerdominierten Branchen ist Teilzeitarbeit weniger verbreitet. Bild: iStock

Der Arbeitsmarkt gerät aus dem Gleichgewicht
Die Pensionierungswelle der Babyboomer «bedroht denWohlstand», sagen dieWirtschaftsverbände. Es rücken zuwenig Junge nach.

Chiara Stäheli

DieRede ist von«düsterenAus-
sichten», einer «negativenEnt-
wicklung» und davon, dass
«keine Entspannung in Sicht»
ist. Gestern Vormittag warnten
der Wirtschaftsdachverband
Economiesuisse sowie der
Arbeitgeberverband einmal
mehr vor den Folgen des
Arbeitskräftemangels, der hie-
sigen Unternehmen seit gerau-
mer Zeit Bauchschmerzen be-
reitet.

Denn: Der Schweizer Wirt-
schaft gehendieLeute aus, der-
zeit sind rund 130000 Stellen
offen. Arbeitgeber-Präsident
Valentin Vogt bezeichnet diese
Entwicklung als «grössten
Bremsklotz für die Schweizer
Wirtschaft». Und die Situation

dürfte sichnochverschlimmern.
Verantwortlich dafür ist
laut Economiesuisse-Präsident
Christoph Mäder «die demo-
grafische Wende, an deren Be-
ginn die Schweiz momentan
steht». Diese bedrohe den
SchweizerWohlstand.

DasGrundproblem: Eswer-
den Jahr für Jahr mehr Men-
schenpensioniert, als jungePer-
sonen in den Arbeitsmarkt ein-
treten. Die tiefe Geburtenrate
vermagdie zahlreichenAustrit-
te aus dem Erwerbsleben nicht
zu kompensieren. Diese Ent-
wicklunghat zurFolge, dass sich
der Arbeitskräftemangelweiter
verschärft. Und zwar in allen
Branchen, wie Mäder ausführt:
«Es fehlt überall anArbeitskräf-
ten – unabhängig von der Bran-
che, der Region oder demQua-

lifikationsgrad.Das ist ein regel-
rechter Flächenbrand.»

Zuwanderungentschärft
Situation teilweise
ZahlenzurdemografischenEnt-
wicklung verdeutlichen den
Engpass: In den nächsten zehn
JahrengeheneineMillionBaby-
boomer in Pension. Economie-
suisse rechnet damit, dass der
Höhepunkt dieser Entwicklung
in sechs Jahren erreicht sein
dürfte.DannwirddieLückezwi-
schenden insErwerbslebenein-
tretenden Jungen und den
Frischpensionierten besonders
gross sein. Gemäss Prognosen
werden 2029 über 30000 Per-
sonenmehr pensioniert als neu
zu arbeiten beginnen.

Abhilfe schafft hier – zumin-
dest teilweise – die Zuwande-

rung, wie Vogt betont: «Die Zu-
wanderer sind eine wichtige
Stütze derWirtschaft. Ohne sie
wäredie Schweiz längst nicht so
erfolgreich, wie sie heute da-
steht.» Manche Baustelle stün-
de still, manches Restaurant
wäre geschlossen, hätte die
Schweiz keineArbeitskräfte aus
demAusland, so Vogt.

Die Personenfreizügigkeit
sei deshalb zwingend beizube-
halten, bekräftigt Mäder – und
spielt damit auf die sogenannte
Nachhaltigkeitsinitiative an,
welchedie SVPkommendeWo-
che lancieren will. Diese sieht
vor, dass die Schweiz bis 2050
dieSchwelle vonzehnMillionen
Einwohnernnichtüberschreiten
darf. Wird das nicht eingehal-
ten,müsstederBundesrat unter
anderem das Personenfreizü-

gigkeitsabkommen mit der EU
kündigen. Das käme für die
Wirtschaftsverbände einer Ka-
tastrophe gleich, entsprechend
versuchen sie bereits jetzt, der
Initiativemit ökonomischenAr-
gumenten entgegenzuhalten.

Kita-Plätzeausbauen,
abergemässigt
Unabhängig davon ist klar: Die
Zuwanderungalleinvermagden
Arbeitskräftemangelnicht gänz-
lich zu beseitigen. Die Wirt-
schaftsverbände fordern des-
halb weitere Massnahmen.
Während Economiesuisse das
Stellenwachstum beim Staat
bremsen,die Produktivität stei-
gern und bei den staatlichen
Vorschriften deregulieren will,
plädiert Vogt in erster Linie da-
für, das inländische Potenzial

besser auszunützen. Dazu soll
etwa die Heiratsstrafe abge-
schafft, dieflexibleWeiterarbeit
über das Pensionsalter hinaus
gestärkt, unddieZulassungskri-
terien für Personen aus Dritt-
staaten sollen «hinterfragt»,
sprichgelockertwerden.Zudem
brauche es genügendbezahlba-
re Kitaplätze.

Dass gemäss Beschluss des
Nationalrats allerdingsüber 700
Millionen Franken jährlich für
die familienexterne Betreuung
aufgewendetwerdensollen,hält
Vogt für übertrieben: «Der Na-
tionalrat hat komplett überbor-
det, der StänderatmussdenBe-
trag nach unten korrigieren.»
Laut Vogt könnten mit solchen
Massnahmen300000Vollzeit-
stellen durch inländische
Arbeitskräfte besetzt werden.

ErwünschteMindestpensen nach Branche
Median-Antwort auf die Frage, wie viel Angestellte mindestens
arbeiten müssen, um ihre Aufgaben vollumfänglich zu erfüllen.

Mindestpensum Frauenanteil

Finanz- und
Versicherungsdienstleistungen

80% 41,7%

Information und Kommunikation 80% 28,2%

Handel 80% 38,3%

Baugewerbe und Bau 80% 12,4%

Industrie 60% 30,5%

Gastgewerbe und Hotellerie 60% 52,6%

Detailhandel 50% 66,1%
Erziehung und Unterricht 50% 63,1%
Gesundheits- und Sozialwesen 50% 75,9%
Umfrageantworten von 301 Betrieben; Frauenanteil: Beschäftigungs-
statistik (Q1-2023). Quelle: AXA-KMU-Arbeitsmarktstudie/BFS
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